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Das BVerfG hat in seiner Jahresvorausschau einen Überblick über die im Jahre 2025 zu erwartenden Entscheidungen

gegeben, die voraussichtlich entschieden werden sollen. Von erheblicher praktischer Relevanz ist das Verfahren unter

dem Az. 1 BvR 84/22, bei dem es um die Frage geht, ob die erbschaft- und schenkungsteuerlichen Begünstigungen

beim Übergang betrieblichen Vermögens gemäß §§ 13a, 13b, 13c, 19, 19a, 28a des ErbStG 2016 und § 203 des

BewG mit dem Grundgesetz (GG) vereinbar sind oder ob sie Erwerberinnen und Erwerber, für die die genannten

Normen keine Anwendung finden, in verfassungsrechtlich zu beanstandender Weise benachteiligen. Nicht nur in

praktischer Hinsicht, sondern auch unter rechtlich dogmatischen Gesichtspunkten darf mit Spannung auf die zwei

Entscheidungen zum sog. „Treaty Override“ gewartet werden (2 BvL 15/14 und 2 BvL 21/14) jeweils auf Vorlage des

BFH. Konkret geht es darum, ob § 50d Abs. 10 S. 1 EStG 2002 i. d. F. des Jahressteuergesetzes 2009 beziehungsweise

des Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetzes jeweils einen gegen Art. 20 Abs. 3 und Art. 25 GG verstoßenden „Treaty

Override“ darstellt, und ob § 52 Abs. 59a S. 8 des EStG 2002 i. d. F. des Jahressteuergesetzes 2009 (nunmehr § 52

Abs. 59a S. 11 EStG 2002 in der Fassung des Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetzes) und § 52 Abs. 59a S. 10 des

EStG 2009 in der Fassung des Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetzes wegen Verstoßes gegen das Rückwirkungsver-

bot (Art. 20 Abs. 3 GG) verfassungswidrig sind. Auch der Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des FG Hamburg zu

§ 8c S. 2 KStG i. d. F. des Unternehmenssteuerreformgesetzes 2008 vom 14.8.2007 (BGBl. I, 1912) steht zur Entschei-

dung an. Im Streitfall geht es um die Vereinbarkeit mit Art. 3 Abs. 1 GG insoweit, als bei der unmittelbaren Über-

tragung innerhalb von fünf Jahren von mehr als 50 % des gezeichneten Kapitals an einer Körperschaft an einen Er-

werber die bis zum schädlichen Beteiligungserwerb nicht genutzten Verluste vollständig nicht mehr abziehbar sind.

Ein spannendes Jahr!

Entscheidungen
EuGH/GA-SA: Besteuerung der unentgeltli-

chen Übertragung von Vermögen unter Le-

benden für die Errichtung einer Familien-

stiftung – Familienstiftung mit Sitz in

Liechtenstein – nachteilige steuerliche Be-

handlung der ausländischen Familienstif-

tung – Rechtfertigung – zwingende Gründe

des Allgemeininteresses – Kohärenz der

Steuerregelung – Ersatzerbschaftsteuer –

Verhältnismäßigkeit

Art. 40 des Abkommens über den Europä-

ischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 ist

dahin auszulegen, dass er einer Regelung ei-

nes Mitgliedstaats der Europäischen Union

nicht entgegensteht, die bei der Regelung der

Schenkungsteuer, die auf die Errichtung einer

Stiftung mit Sitz in einem Staat des Europä-

ischen Wirtschaftsraums durch eine in dem

Mitgliedstaat ansässige Person anwendbar ist,

zur Wahrung der steuerlichen Kohärenz dieser

Regelung ungünstigere steuerliche Bedingun-

gen vorsieht als für die Errichtung einer Stif-

tung mit Sitz in dem Mitgliedstaat, und zwar

als symmetrisches Gegenstück dazu, dass die

Stiftung mit Sitz im Ausland keiner Ersatzer-

bschaftsteuer unterliegt, die dagegen von Stif-

tungen mit Sitz in dem Mitgliedstaat zu ent-

richten ist.

GA Campos Sánchez-Bordona, Schlussanträge

vom 13.3.2025 – C-142/24

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-725-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Von den Steuerbehörden in eine

außerhalb des Anwendungsbereichs der

Mehrwertsteuer stehende Übertragung

eines Unternehmens umqualifizierter Ver-

kauf – Unmöglichkeit, die für diesen

Umsatz entrichtete Mehrwertsteuer zu-

rückzuerlangen (Rumänisches Vorabent-

scheidungsersuchen)

Die Art. 168 und 203 der Richtlinie 2006/112/

EG des Rates vom 28. November 2006 über

das gemeinsame Mehrwertsteuersystem sowie

die Grundsätze der Neutralität der Mehrwert-

steuer und der Effektivität sind dahin auszule-

gen, dass sie einer nationalen Regelung oder

Verwaltungspraxis nicht entgegenstehen, die

es einem Steuerpflichtigen verwehrt, die

Mehrwertsteuer, die er für einen Umsatz ge-

zahlt hat, der auf eine Steuerprüfung hin von

der Steuerverwaltung in einen nicht mehr-

wertsteuerpflichtigen Umsatz umqualifiziert

worden ist, als Vorsteuer abzuziehen, obwohl

es unmöglich oder übermäßig schwierig er-

scheint, dass dieser Steuerpflichtige die somit

rechtsgrundlos gezahlte Mehrwertsteuer vom

Verkäufer erstattet bekommt. Allerdings gebie-

ten die genannten Grundsätze, dass dieser

Steuerpflichtige in einer solchen Situation sei-

nen Erstattungsanspruch unmittelbar gegen-

über der Steuerverwaltung geltend machen

kann.

EuGH, Urteil vom 13.3.2025 – C-640/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-725-2
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BVerfG: Erfolgreiche Verfassungsbeschwer-
de gegen Beschwerdeentscheidung des
Bundesfinanzhofs
Mit dem am 18.3.2025 veröffentlichtem Be-

schluss hat die 3. Kammer des Ersten Senats des

Bundesverfassungsgerichts der Verfassungsbe-

schwerde gegen einen Beschluss des Bundesfi-

nanzhofs stattgegeben.

Die Beschwerdeführerin begehrte erfolglos die

steuerliche Berücksichtigung eines Aufwandes

aus einer Schuldübernahmeverpflichtung für

eine Pensionszusage. Nachdem auch ihre Kla-

ge vom Finanzgericht abgewiesen wurde,

legte sie Beschwerde gegen die Nichtzulas-

sung der Revision ein. Sie machte unter ande-

rem eine grundsätzliche Bedeutung der

Rechtssache wegen Verstoßes der zugrunde

liegenden Norm des Einkommensteuergeset-

zes gegen den Allgemeinen Gleichheitssatz

nach Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz (GG) geltend.

Der Bundesfinanzhof wies mit dem angegrif-

fenen Beschluss die Beschwerde zurück. Er be-

mängelte, die Beschwerdeführerin habe in ih-

rer Beschwerdeschrift nicht hinreichend darge-

stellt, dass es für sie günstige Folgen haben

werde, wenn das Bundesverfassungsgericht

die Steuervorschrift wegen einer Verletzung

des Gleichheitsgrundsatzes verwerfe. Sie hätte

darlegen müssen, dass eine normverwerfende

Entscheidung zu einer für sie vorteilhaften

rückwirkenden Neuregelung des beanstande-

ten Gesetzes oder zumindest zu einer Über-

gangsregelung für alle noch offenen Fälle füh-

ren werde.

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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